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Fraktion im Kreistag der Wetterau

...aber keiner will sie bezahlen. Sozialarbeiter-

stellen werden in der Wetterau immer weniger.
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Die Schulsozialarbeit im
Wetteraukreis entwickelt
sich rückläufig. Von sieben
Stellen, die aus dem „Bil-

Sozialwohnungen oder bezahlbare Mietwohnun-

gen werden derzeit kaum gebaut. Dafür suchen

Wetterauer Kommunen Investoren, die Luxus-

wohnungen hochziehen und damit hohe Profite

machen. Warum kümmern sich die Kommunal-

politiker nicht um das Wohnungsproblem?

Allein in Friedberg brauchen
mehr als 350 Menschen
eine Sozialwohnung. Viele
stehen auf der Warteliste
einer gemeinnützigen Woh-
nungsbaugesellschaft.
Doch Jahre können verge-

DIE LINKE. forderte den
Wetterauer Kreistag zu ei-
ner Resolution gegen das
Freihandelsabkommen
TTIP auf. Dieses Abkom-
men hebelt die demokra-
tischen Entscheidungsbe-
fugnisse der Parlamente
aus und ermöglicht Kon-
zernen den Zugriff auf pro-
fitable öffentliche Ein-
richtungen und Betriebe.

Fortsetzung auf Seite 2

Jobcenter finanziert prekäre
Arbeit Lesen Sie Sei te 3

Wofür wird bei der Wirt-

schaftsförderung Wet-

terau GmbH das Geld

ausgegeben und wem

nützt es? Lesen Sie Seite 6

hen, bis sie eine der be-
gehrten Wohnungen erhal-
ten. Sozialwohnungen sind
derzeit aus! Und niemand
schert sich darum. Das
muss sind dringend än-
dern!

dungs- und Teilhabepaket“
der Bundesregierung finan-
ziert wurden, konnte nur eine
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Alle wollen
Schulsozial-
arbeit...

Fortsetzung von Seite 1
Eine gute Nachricht:

Undemokratische

Pläne kamen im

Kreistag nicht durch.

In der letzten Ausgabe
berichtete DIE LINKE. von
den Plänen, die Geschäfts-
ordnung des Kreistages
zu ändern.
Der Kreistag sollte ver-
kleinert und die Fraktions-
stärke erhöht werden. Um
Fraktion zu werden, wäre
eine Hürde von 4% der
Wählerstimmen aufgebaut
worden. Das ist undemo-
kratisch. Fraktionslos ist
man von Informationen
abgeschnitten und kann
nicht in den Ausschüssen
mitarbeiten. Kleine Partei-
en oder Gruppen wären im
Parlament unwirksam.
Das Bundesverfassungs-
gericht hatte für die Euro-
pawahl die 5-Prozent-
Hürde für verfassungs-
widrig erklärt: Zugangs-
hürden seien immer De-
mokratiehürden.
Zum Glück konnte diese
Abstimmung mit einer
Stimme Mehrheit zugun-
sten demokratischer Mit-
bestimmung entschieden
werden.

gehalten werden, nachdem
das Programm im Juli 2014
ausgelaufen war. In Hirzen-
hain finanzieren Kreis, Ge-
meinde und Förderverein
diese Stelle weiter.
Aber auch die anderen So-
zialarbeiterstellen stehen
finanziell auf wackligen
Füßen, sind befristet oder
reichen nicht, um die Ar-
beit zu bewältigen. Das
Land Hessen erlaubt den
Schulen etwas Geld aus
der Lehrerversorgung für

Sozialarbeit abzuzwacken.
Auch Geld aus Sachmitteln
kann verwendet werden.
Dumm nur, wenn dieser
Balanceakt nicht gelingt.
Der Wetteraukreis hat mit
dem Kultusministerium eine
Vereinbarung „Modellregion
Inklusion“ abgeschlossen.
Gerade wenn Kinder mit Be-
hinderung in der Regelschule
unterrichtet werden sollen,
braucht man Förderung und
Sozialarbeit.
Das Land zieht sich aber aus
der Finanzierung gänzlich
raus. Der Kreis gibt den
Schulen 3000 Euro im Jahr
für Sozialarbeit. Doch wie
weit kommt man damit?

Wie weiter bei der

Schülerbeförderung?
Nichts brachte die VGO (Verkehrsgesellschaft

Oberhessen) und den Kreisausschuss dazu, ihre

Entscheidung bei der Schülerbeförderung zu-

rückzunehmen. Man will jetzt wieder zur Tages-

ordnung übergehen. Die Eltern sollen zahlen.

Der Antrag der Linken, den
Vertrag mit der VGO zu kün-
digen und neu über die
Schülerbeförderung zu ver-
handeln, wurde von der
Kreistagsmehrheit abge-
lehnt. Die Versprechungen,

eine Lösung zu suchen, ver-
laufen im Sand. Der von uns
beantragte Akteneinsichts-
ausschuss zeigte auf, dass
im Kreisausschuss einstim-
mig für die Verschlechterun-
gen gestimmt worden war.



Die junge Frau knetet ihre
Hände. Sie ist unter Druck.
Das Jobcenter hat ihr Lei-
stungen gestrichen. Wie soll
sie sich und ihre beiden Kin-
dern über die Runden brin-
gen? Als über die wichtig-
sten Probleme gesprochen
ist, kommt noch ein Vermitt-
lungsangebot zum Vor-
schein: „Hilfskraft Putzfrau“
bei einer bekannten Arztpra-
xis. Die Frau hat studiert. Ihr
Studium wurde in Deutsch-
land nicht anerkannt. Sie hat
sich abgefunden: Haupt-
sache man hat eine Arbeit.
Aber: Warum suchen die
nicht einfach eine Putzfrau?

Was ist eine

„Hilfskraft Putzfrau“?

Das Jobcenter vermittelt
nicht nur diese Arbeitsstel-
le. Es bezahlt auch den Lohn
für eine gewisse Zeit. Mei-
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Jobcenter finanziert

prekäre Arbeit

Folge 7:

Dass arbeitslose Menschen Vermittlungsan-

gebote erhalten, ist normal. Doch das Jobcenter

schickt sie immer häufiger zu Ausbeuterbetrie-

ben und in prekäre Beschäftigung.

Endlich gibt es den

Mindestlohn. Aber

Unternehmer versu-

chen, sogar die 8,50

Euro zu umgehen.

Bauer Media kündigte der
Mehrheit seiner 35.000
Zeitungszusteller, die älter
als 18 Jahre alt sind. Jetzt
werden Minderjährige an-
geworben. Für Minderjäh-
rige gilt der Mindestlohn
nicht. Dabei haben die
Zeitungszusteller erst ab
2017 die 8,50 Euro zu zah-
len. Bis 1. Januar 2016 gilt
noch ein verminderter Min-
destlohn von 6,38 Euro.
Der Wetteraukreis ist auch
betroffen. In Bad Nauheim,
Friedberg und Umgebung
bekamen alle Zusteller
eine Kündigung, die Fern-
sehzeitungen für Bauer
ausgetragen haben. Die
Mittelhessen-Mail GmbH
&Co KG hat dieses Ge-
schäft übernommen. Ihre
Zusteller tragen auch die
Wetterauer Zeitung aus.

stens ein halbes Jahr. Die
„Arbeitgeber“ erhalten so
eine billige Arbeitskraft vom
Staat subventioniert. Nicht
selten werden diese Be-
schäftigungsverhältnisse
gleich wieder gekündigt,
wenn das Jobcenter die
Zahlungen einstellt. Dann
wird die nächste Billig-
arbeitskraft geschickt.

Staatliche

Subventionen für

Privatbetriebe

Eine „Hilfskraft Putzfrau“ ko-
stet jedenfalls nicht so viel
wie eine Putzfrau. Selbst
bei diesen zweifelhaften Ar-
beitsvermittlungen versucht
das Jobcenter bei den Ar-
beitslosen zu sparen. Der Arzt
verdient vermutlich soooo
wenig, dass er sich keine
Putzfrau leisten kann. Sonst
geht er bestimmt pleite.

Gott sei bei uns!
Der Mindestlohn

ruiniert uns.





Wohnungsnot

1991 gab es in Hessen
noch 205.907 Sozialwoh-
nungen - 2011 waren es
nur noch 123.028. Die Lan-
desregierung gestand auf
eine kleine Anfrage der
linken Landtagsfraktion
ein, dass in Hessen 2012
mehr als 40.000 Haushalte
nicht mit Sozialwohnungen
versorgt werden konnten -
obwohl sie Anspruch
hatten. Eine Studie des
Prestel-Instituts kam 2012
zu dem Ergebnis, dass
hessenweit sogar 280.000
Sozialwohnungen fehlen.

Die Miete mindern?

Wie soll das gehen?
Der Wetteraukreis hat im Juli 2014 mit dem

Jobcenter Vereinbarungen zur Kostensenkung

abgeschlossen. Besonders bei den Kosten für

Unterkunft und Heizung soll gekürzt werden.

Die Mietobergrenzen des Wetteraukreises
sind eine Farce. Teilweise werden heute
niedrigere Mieten angegeben als 2005.
Im Ostkreis sind Familien mit Kindern
besonders benachteiligt, weil für sie die
Obergrenzen stark abgesenkt worden
sind. Welche Daten hat der Wetteraukreis
für die Berechnungen zu Grunde gelegt?
Bisher wurden die Erhebungen geheim ge-
halten. DIE LINKE. im Kreistag fordert eine
Offenlegung. Eine demokratische Kontrol-
le ist dringend nötig.

Datenbasis für

Mietobergrenzen

offenlegen!

Hartz4- und Sozialhilfebe-
rechtigte dürfen nicht jede
Wohnung mieten. Die Miete
ist nach oben gedeckelt. Seit
im Juli 2014 Kostensenkun-
gen vereinbart wurden, lau-
fen beim Jobcenter so ge-
nannte „Mietminderungsver-
fahren“. Es wird systema-
tisch nachkontrolliert, ob die
Miete über der vom Wetterau-
kreis festgesetzten Miet-

obergrenze liegt. Übersteigt
die Miete diese Obergrenze
auch nur um wenige Euro,
werden Betroffene aufgefor-
dert, innerhalb eines halben
Jahres eine billigere Woh-
nung zu beziehen. Finden
die Menschen keine preis-
günstigere Wohnung, müs-
sen sie zukünftig einen Teil
der Miete aus ihrer schma-
len Grundsicherung zahlen.
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Während Sozialausgaben
ständig massiv gekürzt wer-
den, wird die Wirtschaft un-
terstützt. Zum Beispiel die
„Wirtschaftsförderung Wet-
terau GmbH“, abgekürzt wfg.
Verschiedene Gesellschafter,
unter anderem der Wetterau-
kreis, zahlen an die GmbH
jährlich 260.000 Euro. Dazu
kommen noch 128.000 Euro
Fördermittel.
Was macht die wfg mit
dem Geld?

Eine Anfrage der CDU im
Kreistag wurde so beantwor-
tet: Die wfg will Gewerbe-
ansiedlungen unterstützen,
Investoren gewinnen, den
Standort Wetterau profilieren,

Lege den Finger auf jede

Rechnung!

ortkonzepte, halte Vorträge
und besuche Messen.

Ist das effektiv?

Eine gute Frage. Nicht zu-
letzt deshalb, weil sich die
wfg seit Januar 2014 zwei
Geschäftsführer leistet.
265.000 Euro werden jähr-
lich für Gehälter ausgegeben
(3,4 Stellen). Die beiden Ge-
schäftsführer verdienen of-
fensichtlich nicht schlecht.

Wer kontrolliert das?

Wirtschaftsförderung, in den
Kommunen und beim Kreis
angesiedelt, wäre eine gute
Sache. Aber warum wurde
die wfg als GmbH installiert?
Will man - wie bei anderen
Beteiligungsgesellschaften
des Wetteraukreises - die
Kontrolle durch den gewähl-
ten Kreistag ausschalten?

Technologieförderung betrei-
ben, Tourismus entwickeln,
usw. Neu ist die Teilnahme am
europäischen LEADER-Pro-
gramm, das Strukturförderung
zum Inhalt hat.
Keine schlechte Idee, könnte
man sagen. Doch auf die Fra-
ge, wie viele Unternehmen
bisher durch die wfg pro Jahr
in die Wetterau geholt wur-
den, antworteten sie: Man
habe keinen expliziten Ver-
mittlungsauftrag. Man arbei-
te nur unterstützend. Zu-
ständig für die Wirtschafts-
ansiedlung seien die Kom-
munen. Die wfg beantworte
wöchentlich zwei bis drei An-
fragen, man entwickle Stand-

Geschädigt von der Sparkasse Oberhessen?
Eine „Schutzgemeinschaft Sparkassengeschädig-

te Aschaffenburg e.V.“ vertritt Menschen, die von

der Sparkasse die Nase voll haben. Meist sind es

Mittelständler, die durch einen Geschäftskredit in

Existenznot geraten und ausgepresst worden sind.

So ein Büdinger Unterneh-
mer, der sich inzwischen 20
Jahre gegen Forderungen der
Sparkasse wehrt. Während
dieser Zeit wurde das Geld-
institut zweimal gerichtlich

verurteilt, fast 500.000 Euro
an den Mann zurückzuer-
statten - wegen fehlerhafter
Kontenführung und Falsch-
berechnungen.  14 Mal wur-
de versucht, das Privat-

haus zu pfänden.  Für einen
Kredit von 1,1 Millionen Euro
holte sich die Sparkasse 2,4
Millionen zurück: mit Zwangs-
versteigerungen und Zwangs-
verwaltungen.
Irgendwo muss das Jahres-
gehalt von rund 400.000 Euro
für den Vorstandsvorsitzen-
den der Sparkasse ja her-
kommen...








